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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Christian Hierneis, 
Patrick Friedl, Laura Weber, Ludwig Hartmann, Claudia Köhler, Jürgen Mistol, 
Verena Osgyan, Tim Pargent, Stephanie Schuhknecht, Dr. Markus Büchler, 
Barbara Fuchs, Mia Goller, Paul Knoblach, Ursula Sowa, Martin Stümpfig und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz Bayern 
hier: Rettet die Berge – kein Rückschritt beim Alpenschutz! 
(Drs. 19/6494) 

Der Landtag wolle beschließen: 

1. Die §§ 9 bis 11 werden aufgehoben. 

2. § 12 wird § 9. 

 

 

Begründung: 

Die bayerischen Alpen und Mittelgebirge sind ein einzigartiger Naturraum, der nicht nur 
für die Artenvielfalt, sondern auch für den Klimaschutz und die Erholung der Menschen 
von unschätzbarem Wert ist. Die im Entwurf des Dritten Modernisierungsgesetzes Bayern 
von der Staatsregierung geplante Streichung der Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVP) beim Bau von immer größeren Seilbahnen, Skipisten und Speicherbecken für 
Beschneiungsanlagen in unseren Bergen, sogar in Schutzgebieten und gesetzlich ge-
schützten Biotopen, gefährdet diesen sensiblen Lebensraum massiv. 

Die UVP ist ein zentrales Instrument des Naturschutzes, das sicherstellt, dass Eingriffe in 
die Natur sorgfältig geprüft und mögliche Schäden minimiert werden. Die geplante Her-
abstufung der UVP-Pflicht bei der Erweiterung von Seilbahnen und Pisten hätte den Ef-
fekt, dass die Auswirkungen von Skigebieten, Beschneiungsanlagen und Seilbahnen auf 
unsere Lebensgrundlagen, auf Boden, Natur und Klima, auf gesetzlich geschützte Bio-
tope und auch auf den Menschen bei deutlich weniger Projekten geprüft würden. Dabei 
ist unstrittig, dass solche Anlagen negative Auswirkungen auf die Natur, vielfach auch auf 
geschützte Arten und Biotope, den Wasserhaushalt und damit auch auf Bäche, Flüsse 
und das Grundwasser sowie durch ihren Energieverbrauch auch auf das Klima, haben. 
Die Alpen und Mittelgebirge, bereits jetzt unter Klima- und Tourismus-Stress, wären im-
mer größeren Projekten in immer höher gelegenen Gebieten schutzlos ausgeliefert. 

Die Instrumente für effektiven Klima- und Umweltschutz – wie umfassende Umweltver-
träglichkeitsprüfungen – sind keine lästige Bürokratie, sondern sichern sowohl unser aller 
Lebensgrundlagen als auch gute und zukunftsfähige Planungen für die Wirtschaft. Bau-
projekte in den Alpen und Mittelgebirgen müssen daher mindestens im selben Maße wie 
bisher auf ihre Folgen für Natur und Umwelt geprüft und gegebenenfalls eingeschränkt 
oder nicht genehmigt werden. Die §§ 9 bis 11 und damit die darin enthaltenen Änderun-
gen beim Bayerischen Wassergesetz, beim Bayerischen Naturschutzgesetz und beim 
Bayerischen Eisenbahn- und Seilbahngesetz sind daher aus dem Entwurf des Dritten 
Modernisierungsgesetzes Bayern zu streichen. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Umwelt und Verbraucherschutz 

1. Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 19/6494 

Drittes Modernisierungsgesetz Bayern 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Claudia Köhler u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 19/6932 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz Bay-
ern 
hier: Mehr Vertrauen in Fördergeldempfänger - Grenze für Verwendungs-
nachweise erhöhen! 
(Drs. 19/6494) 

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Christian Hierneis u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 19/6933 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz Bay-
ern 
hier: Rettet die Berge - kein Rückschritt beim Alpenschutz! 
(Drs. 19/6494) 

4. Änderungsantrag der Abgeordneten Anna Rasehorn, Florian von Brunn, Hol-
ger Grießhammer u.a. und Fraktion (SPD) 

Drs. 19/7112 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz Bay-
ern 
hier: Umweltverträglichkeitsprüfung in wasserrechtlich sensiblen Gebieten 
voraussetzen! 
(Drs. 19/6494) 

5. Änderungsantrag der Abgeordneten Anna Rasehorn, Florian von Brunn, Hol-
ger Grießhammer u.a. und Fraktion (SPD) 

Drs. 19/7113 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz Bay-
ern 
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hier: Grenze für Umweltverträglichkeitsprüfungen in Nationalparken auf null 
setzen! 
(Drs. 19/6494) 

6. Änderungsantrag der Abgeordneten Anna Rasehorn, Florian von Brunn, Hol-
ger Grießhammer u.a. und Fraktion (SPD) 

Drs. 19/7114 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz Bay-
ern  
hier: Umweltverträglichkeitsprüfungen für Seilbahnanlagen sicherstellen  
(Drs. 19/6494) 

7. Änderungsantrag der Abgeordneten Markus Striedl, Benjamin Nolte, Kat-
rin Ebner-Steiner u.a. und Fraktion (AfD) 

Drs. 19/7139 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz Bay-
ern 
hier: Einschränkung der Verfahrensfreiheit für kleinere Bauvorhaben im Au-
ßenbereich 
(Drs. 19/6494) 

8. Änderungsantrag der Abgeordneten Markus Striedl, Benjamin Nolte, Kat-
rin Ebner-Steiner u.a. und Fraktion (AfD) 

Drs. 19/7140 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz Bay-
ern 
hier: Beibehaltung der Pflicht zur Schaffung zusätzlicher Stellplätze beim 
Wohnungsumbau 
(Drs. 19/6494) 

9. Änderungsantrag der Abgeordneten Sabine Gross, Holger Grießhammer, 
Volkmar Halbleib u.a. und Fraktion (SPD) 

Drs. 19/7178 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz Bay-
ern 
hier: Unkontrollierte Bebauung im Außenbereich verhindern und Wohnraum 
für Familien erhalten! 
(Drs. 19/6494) 

10. Änderungsantrag der Abgeordneten Alexander Flierl, Tanja Schorer-Dremel, 
Volker Bauer u.a. und Fraktion (CSU), 
Florian Streibl, Felix Locke, Martin Behringer u.a. und Fraktion (FREIE WÄH-
LER) 

Drs. 19/7277 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz Bay-
ern 
hier: Verfahrensfreie Errichtung von Brennstoffzellen 
(Drs. 19/6494) 
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I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatter zu 1: Alexander Flierl 
Berichterstatter zu 2-3: Johannes Becher 
Berichterstatterin zu 4-6, 9: Anna Rasehorn 
Berichterstatter zu 7-8: Gerd Mannes 
Mitberichterstatter zu 1: Johannes Becher 
Mitberichterstatter zu 2-9: Alexander Flierl 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für Umwelt und Verbraucherschutz 
federführend zugewiesen. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfra-
gen hat den Gesetzentwurf mitberaten. 
Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf endberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzentwurf und die Änderungsan-
träge Drs. 19/6932, Drs. 19/6933, Drs. 19/7112, Drs. 19/7113, Drs. 19/7114, 
Drs. 19/7139, Drs. 19/7140 und Drs. 19/7178 in seiner 25. Sitzung am 
26. Juni 2025 beraten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 19/6933, 19/7112 und 19/7113 hat der 
Ausschuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 19/7139 und 19/7140 hat der Aus-
schuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 19/7114 und 19/7178 hat der Aus-
schuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
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Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 19/6932 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Gesetzentwurf 
und die Änderungsanträge Drs. 19/6932, Drs. 19/6933, Drs. 19/7112, Drs. 
19/7113, Drs. 19/7114, Drs. 19/7139, Drs. 19/7140, Drs. 19/7178 und Drs. 
19/7277 in seiner 72. Sitzung am 9. Juli 2025 mitberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss der Beschlussempfeh-
lung des federführenden Ausschusses mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
zu g e s t im m t  mit der Maßgabe, dass folgende Änderungen durchgeführt 
werden: 

§ 4 Nr. 1 Buchst. a wird wie folgt geändert: 

1. Nach Doppelbuchst. aa wird folgender Doppelbuchst. bb eingefügt: 

,bb) Der Nr. 4 wird folgender Buchst. d angefügt: 

„d) Brennstoffzellen in räumlich funktionalem Zusammenhang mit be-
stehenden Energieerzeugungsanlagen,“‘. 

2. Der bisherige Doppelbuchst. bb wird Doppelbuchst. cc. 

 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/7277 hat der Ausschuss mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Enthaltung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in die Stellungnahme des Aus-
schusses für Staatshaushalt und Finanzfragen seine Erledigung gefunden. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 19/6932, 19/6933, 19/7113 und 
19/7114 hat der Ausschuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 19/7139 und 19/7140 hat der Aus-
schuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
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Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 19/7112 und 19/7178 hat der Aus-
schuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

 

4. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf und die Änderungsanträge Drs. 19/6932, Drs. 19/6933, 
Drs. 19/7112, Drs. 19/7113, Drs. 19/7114, Drs. 19/7139, Drs. 19/7140, Drs. 
19/7178 und Drs. 19/7277 in seiner 31. Sitzung am 17. Juli 2025 endberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses unter Berücksich-
tigung der Stellungnahme des Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfra-
gen zu g e s t im m t  mit der Maßgabe, dass 
 

1. Im Einleitungssatz von § 4 die Angabe „die zuletzt durch die §§ 12 und 13 
des Gesetzes vom 23. Dezember 2024 (GVBl. S. 605) und durch § 4 des 
Gesetzes vom 23. Dezember 2024 (GVBl. S. 619) geändert worden ist“ 
durch die Angabe „die zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 8. Juli 2025 
(GVBl. S. 215) geändert worden ist“ ersetzt wird 

und 

2. in § 12 Abs. 1 Satz 1 der „1. August 2025“, 

3. in § 12 Abs. 1 Satz 2 der „1. Oktober 2025“, 

4. in § 12 Abs. 2 Satzteil vor Nr. 1 der „31. Juli 2025 

eingesetzt werden. 

 

Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/7277 hat der Ausschuss mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Enthaltung 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in die Stellungnahme des Aus-
schusses für Staatshaushalt und Finanzfragen seine Erledigung gefunden. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/7178 hat der Ausschuss mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
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Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 19/6933, 19/7113 und 19/7114 hat der 
Ausschuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 19/7139 und 19/7140 hat der Aus-
schuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/7112 hat der Ausschuss mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 19/6932 hat der Ausschuss mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Alexander Flierl 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

1. Änderungsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Claudia Köhler u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 19/6932, 19/7617 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz 
Bayern 
hier: Mehr Vertrauen in Fördergeldempfänger – Grenze für Verwendungs-

nachweise erhöhen! 
(Drs. 19/6494) 

A b l e h n u n g  

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Christian Hierneis u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 19/6933, 19/7617 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz 
Bayern 
hier: Rettet die Berge – kein Rückschritt beim Alpenschutz! 
(Drs. 19/6494) 

A b l e h n u n g  

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Anna Rasehorn, Florian von Brunn, 
Holger Grießhammer u. a. und Fraktion (SPD) 

Drs. 19/7112, 19/7617 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz 
Bayern 
hier: Umweltverträglichkeitsprüfung in wasserrechtlich sensiblen Gebieten 

voraussetzen! 
(Drs. 19/6494) 

A b l e h n u n g  
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4. Änderungsantrag der Abgeordneten Anna Rasehorn, Florian von Brunn, 
Holger Grießhammer u. a. und Fraktion (SPD) 

Drs. 19/7113, 19/7617 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz 
Bayern 
hier: Grenze für Umweltverträglichkeitsprüfungen in Nationalparken auf null 

setzen! 
(Drs. 19/6494) 

A b l e h n u n g  

5. Änderungsantrag der Abgeordneten Anna Rasehorn, Florian von Brunn, 
Holger Grießhammer u. a. und Fraktion (SPD) 

Drs. 19/7114, 19/7617 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz 
Bayern  
hier:  Umweltverträglichkeitsprüfungen für Seilbahnanlagen sicherstellen  
(Drs. 19/6494) 

A b l e h n u n g  

6. Änderungsantrag der Abgeordneten Markus Striedl, Benjamin Nolte, Katrin 
Ebner-Steiner u. a. und Fraktion (AfD) 

Drs. 19/7139, 19/7617 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz 
Bayern 
hier: Einschränkung der Verfahrensfreiheit für kleinere Bauvorhaben im Au-

ßenbereich 
(Drs. 19/6494) 

A b l e h n u n g  

7. Änderungsantrag der Abgeordneten Markus Striedl, Benjamin Nolte, Katrin 
Ebner-Steiner u. a. und Fraktion (AfD) 

Drs. 19/7140, 19/7617 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz 
Bayern 
hier: Beibehaltung der Pflicht zur Schaffung zusätzlicher Stellplätze beim 

Wohnungsumbau 
(Drs. 19/6494) 

A b l e h n u n g  
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8. Änderungsantrag der Abgeordneten Sabine Gross, Holger Grießhammer, 
Volkmar Halbleib u. a. und Fraktion (SPD) 

Drs. 19/7178, 19/7617 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung Drittes Modernisierungsgesetz 
Bayern 
hier: Unkontrollierte Bebauung im Außenbereich verhindern und Wohnraum 

für Familien erhalten! 
(Drs. 19/6494) 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Tobias Reiß 

I. Vizepräsident 
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